
Ausländerpolitik

4aSt alle Länder W esteuropas sınd gegenwärtıg dabeı, ıhre Gesetzgebung und
Verwaltungspraxıs gegenüber Ausländern un VOT allem Asylbewerbern VeI-

schärten. Die Regierungen der EG-Länder arbeiten CHS mıt dem Zıel,
durch verstärkte Einreisekontrollen ıhre xußeren Grenzen für diese Menschen
schließen, un: 1eSs eiınem Zeitpunkt, da sıch eın gemeınsamer Markt Europas
anschickt, die ınternen Grenzen bıs Ende 997 1bzuschaften. Dies geschieht welt-
hın Ausschluß der Offentlichkeit un: ohne ausreichende parlamentarische
Kontrolle, worauf eıne Entschließung des Europäischen Parlaments VO 1& Junı
98/ hınwıes. 1ne besonders undurchsichtige Rolle spıelt dabe!: die SOZCNANNLE
IREVI-Gruppe (Terrorısmus, Radıkalısmus, Extrem1ismus, internationale (Se-
walt), wobel das Argument „Harmonisierung des EG-Rechts“ als wıllkommener
Vorwand dient.

Leıider spıelt die Bundesrepublık, die ın den Nachkriegsjahren inmıtten größter
eigener Not Millionen Flüchtlinge un: Heimatvertriebene aufgenommen hat, da-
be] eıne maßgebliche Rolle Offentliche Meınung und polıtisches Klıma haben
sıch jedoch mMı1t wachsendem Wohlstand sehr Z Nachteıl VO Ausländern
un: Asylsuchenden gewandelt. ine rapıd gestiegene Zahl VO Aussıedlern un:
Asylbewerbern scheint eıne ımmer restriktivere Asyl- un: Ausländerpolitik
rechtifertigen.

Das 1mM Grundgesetz garantıerte Asylrecht für polıtisch Verfolgte wırd
Wıderspruch ZUrTr Absıcht der Vertassungsväter ımmer CHSCI ausgelegt. Die
Asylbewerber mussen während des oft jahrelangen Asylverfahrens teıls
menschenunwürdiıgen Bedingungen leben (fünfjährıiges Arbeitsverbot, Sammel-
unterkünfte, Kurzung der Sozıialhilte). Dahınter steht dıe politische Absicht, we1l-
tere Flüchtlinge 1abzuschrecken. AÄAhnlich restriktıv verläuft die Diskussion dıe
Revısıon des Ausländerrechts mıt dem Zıel, die bürgerlichen Rechte dieser Men-
schen möglıchst CNS fassen. Diese teıls wahltaktischen Mafßnahmen Öördern
die bei Teılen der Bevölkerung latent vorhandene Fremdenangst un: Fremden-
teindlichkeıt, 2anz schweıgen VO Jjenen polıtischen Gruppen, deren Pro-
_  In sıch darın erschöpftt. Nıcht wen1ge der betrottenen Menschen haben 1€eSs
mıiıt teıls schweren psychosozıalen Schäden bezahlen.

Übersehen der bewulfßst verdrängt wırd, da{ß viele Länder der Drıitten Welt eıne
viel orößere „multikulturelle“ Vieltalt bewältigen mussen und ıhrer Armut
die Mehrzahl aller Flüchtlinge aufnehmen. Unberücksichtigt bleibt außerdem,
dafß die Tcsachen globaler Arbeitsmigration un: Flüchtlingsströme keineswegs
11UTE ın den Entwicklungsländern liegen, sondern CNS mı1t dem wachsenden ord-
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Sud-Geftälle nd der Ausdehnung des Ost-West-Konflikts auf dıe Dritte Welt
(Waffenexporte) verflochten sınd Das Ausländer- und Flüchtlingsproblem 1sSt da-
her eın „Weltordnungsproblem“ ( Kühnhardt), das Gewaltcharakter un Un-
gerechtigkeit des gegenwärtigen internationalen 5Systems sıchtbar macht. Daraut
weılst auch dıe Sozialenzyklıka „Sollicıtudo rei socıalıs“ unmıßverständlich hın

Ausländer- un Asylpolitik berühren grundlegende Vorstellungen über die FATE
kunftt der internationalen Beziehungen, dıe Europapolitik un den gesellschaft-
ichen Platz der Armen. Dabe:i treffen Z7wel gegensätzliche Konzepte aufeinander.
Fın „Furopa der Menschenrechte“ konkurriert mnm1t einer „Festung Europa’, dıe
sıch ängstlich nach außen abschottet. FKuropa ist ın Getahr, seın Erbe unıyverseller
Menschenwürde aufzugeben und einem engstirnıgen ethnisch-nationalen E.201S-
[111US u verfallen, der oft 211C rassıstische Züge tragt.

Die leider kaum beachtete Erklärung „Dıie Kırche un der Rassısmus“ der
Päpstlichen Kommuissıon „Justitia et DPax“ VO November spricht e1-
nNnCIN „SPONTAaANCN Rassısmus“ (Nr 14), der AIn Fremden- oder ar Rassenhafß ab-
gleiten“ annn un 1ın der „irrationalen Furcht“ VOT Andersartigkeıit gründet,
„Bewulßst der unbewufst zielt eine solche Einstellung darauf ab, dem anderen das
Recht auf seın So-Seın und jedenfalls auf das ‚Beı-uns-Seıin‘ abzusprechen. Natür-
ıch ann das Gleichgewicht zwıschen Völkern, kultureller Identität und Sıcher-
eıt problematisch se1n. och diese Probleme mussen miıt Achtung VOTr dem
deren un Vertrauen auf dıe Bereicherung durch menschliche Vielfalt gelöst WE -

den
„Politik macht Menschen Flüchtlingen un macht mMi1t Flüchtlingen Politik“
Nuscheler). Leıder 1St 1€eS$ 11UT allzu wahr In abgewandelter orm oılt dieser

Satz auch für den Umgang mMı1t Ausländern. ıne fremdenfreundliche un: orofß-
züg1ıge Polıitik bietet aber auch die Chance, ZUT Verwirklichung der Menschen-
rechte ber dıe eıgenen Grenzen hınaus beizutragen. Auf Grund iıhres politischen
Gewichts ın der Europäischen Gemeinschaft tragt dıe Bundesrepublık dafür be-
sondere Verantwortung. Ihre Ausländer- un Asylpolitik hat Signalwirkung auch
für das künftige Europa.

Autftnahme un Integration VO  a} Ausländern, seı1en N Gastarbeıter, Aussiedler
der Flüchtlinge, sınd treilich nıcht 9808  —_ Aufgabe der Politik. Ebensosehr kommt
6S darauf Aa dafß mögliıchst viele Burger öffentliche Meınung und staatlıche Polı-
tik pOSItILV a beeinflussen versuchen, ındem S1@ eLtwa die Ausländerarbeıt CENTISPIEC-
chender Organısatiıonen unterstutzen oder selbst Inıtıatıven ergreıfen. Gerade der
persönliche Kontakt MI1t Ausländern bietet dıie Chance, diese Menschen kennen-
zulernen un sıch die „Fremden“ zZz.u „Miıtbürgern“ f machen.

Nur auf diesem Weg wırd N gelingen, in eıner ımmer kleineren Welt e For-
IN der Solidarıtät und Gemeinschaft Zu entwickeln, welche dıe herkömmlıichen
Grenzen zwıschen Nationalstaaten, soz1alen Klassen SOWI1E rassıschen und ethnı1-
schen Gruppen übersteigen. Johannes Müller 5/
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